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Mittheilungen aus der Praxis. 


Frage der . der gerichtlich geſchiedenen 
efrau. 


Die aus Anlaß des Einwanderungsgeſuches des Jozef R., aus 
preußiſch⸗Schleſien von der n.⸗5. Statthalterei geſtellte Anfrage, ob ſich 
die Ertheilung der öſterr. Staatsbürgerſchaft an den Genannten auch 
auf deſſen geſchiedene Ehegattin erſtrecke, wurde vom Miniſterium des 
Innern ddo. 19. Februar 1876, Z. 531 dahin beantwortet, „daß die 
Verleihung des Staatsbürgerrechtes an einen Fremden ſich auf deſſen 
gerichtlich geſchiedene Ehegattin nicht erſtreckt.“ 

Weiters kam folgender Fall vor: 

Dorothea H. iſt die Ehegattin des aus Nienburg in Hannover 
gebürtigen Otto H., welcher in den Sechziger⸗Jahren aus Deutſchland 
nach Oeſterreich überſiedelte, in der Gemeinde J. bei Wien die Realität 
Nr. 27 beſaß und eine Färberei betrieb, endlich über ſein Einſchreiten 
von der n.⸗6. Statthalterei unterm 18. Juni 1870 die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft zugeſichert erhielt und nach Beibringung der heimat⸗ 
lichen Entlaſſung am 20. Juli 1870 den Eid als öſterr. Staatsbürger 
abgelegt hat. 

Das Einſchreiten des Otto H. um die öſterr. Staatsbürgerſchaft 
bezog ſich nur auf ſeine Perſon und ſeine 5 Kinder, weil ſeine Ehe 


mit Dorothea H. ſchon früher, nämlich in J. 1869 im Einverſtändniſſe 


beider Theile gerichtlich geſchieden worden iſt. 


Aus Anlaß der Aufnahme der Dorothea H. in das Rochusſpital 


den Gemeindeverband von J. ſich auf die ſchon damals von ihrem 
Manne geſchiedene Ehegattin nicht erſtreckt habe. 


Der Magiſtrat in Nienburg beſtritt aber das Factum der wirk⸗ 


lichen Trennung der Ehe durch Scheidung und anerkannte die Dorothea 


H. gleichfalls nicht als Angehörige. 

Dieſelbe Anſchauung vertrat das kaiſ. deutſche auswärtige Amt, 
an welches ſich durch Vermittlung des Miniſteriums des Aeußern ge⸗ 
wendet wurde. In der Verbal-Note ddo. Berlin 25. Jänner 1876 
wird erklärt, daß das deutſche auswärtige Amt die Frau Dorothea H. 
geborne O. als preußiſche Staatsangehörige nicht anerkennen könne, 
weil die Vorausſetzung, daß die Genannte zur Zeit der Aufnahme des 
Otto H. in den öſterr. Staatsverband von demſelben ſchon gerichtlich 
geſchieden geweſen ſei, nicht zutreffe, und das auswärtige Amt viel⸗ 
mehr aus den Verhandlungsacten die Anſicht geſchöpft habe, daß Doro⸗ 
thea H. als eine geſchiedene Ehefrau nicht zu betrachten ſei. Bei dieſen 
Verhandlungen habe es ſich zunächſt nur um Herausgabe von Ver⸗ 
mögensſtücken und vorläufige Trennung von Tiſch und Bett gehandelt, 
während es zu einer wirklichen Trennung der Ehe quoad vinculum 
noch nicht gekommen ſei. Denn in der Vergleichsurkunde ddo 15. Jänner 
1869, welche vor dem Bezirksgerichte in der Rechtsſache der Dorothea 
H. contra Otto H. peto. „Herausgabe von Effecten, einverſtändlicher 
Scheidung von Tiſch und Bett und Alimente“ aufgenommen wurde, 
haben ſich beide Theile im Punkte 5 vorbehalten: Die Klage auf 
Trennung der Ehe wegen unüberwindlicher Abneigung einzubringen. 
Es folge hieraus, daß das k. k. Bezirksgericht in dem über dieſe Ver⸗ 
gleichsurkunde ergangenen Beſcheide vom 15. Jänner 1869, womit die 
Scheidung bewilligt wurde, nicht die Trennung quoad vinculum, 
ſondern nur die einverſtändliche thatſächliche Scheidung von Tiſch und 
Bett gemeint habe. In der That ſei die Klage auf Trennung der Ehe, 
welche ſpäter am 15. Februar 1874 eingebracht wurde, nicht fort⸗ 
geſetzt worden, indem bei der Tagſatzung am 19. März 1874 kein 
Theil erſchien. Die deutſche Regierung war ſonach der Auſicht, daß 
Dorothea H. im J. 1870 von ihrem Manne noch nicht geſchieden war, 
wenn ſie auch getrennt von ihm lebte, und daß ſie daher noch ſein 
Heimatrecht heilt, weil nur Auflöſung des Ehebandes (Trennung 
quoad vinculum), nicht aber ein bloßes einverſtändliches Getrenntleben 
der Ehegatten über das ſtaatsrechtliche Verhältniß entſcheide. 


Dieſe Verbal⸗Note übermachte das Miniſterium des Aeußern der 
n.⸗ö. Starthalterei, welche an das k. k. Miniſterium des Innern die 


Anfrage ſtellte, ob ſich der mit dem Erlafſe desſelben Miniſteriums 


vom 19. Februar 1876, 3. 531 erfolgte Ausſpruch, daß ſich die 
Verleihung der öſterr. Staatsbürgerſchaft an einen Fremden auf deſſen 
gerichtlich geſchiedene Ehegattin nicht erſtreckt, auch auf akatholiſche 


zu P. im März 1874 kam deren Heimat und Staatsbürgerſchaft in Ehen beziehe, id est, ob auch bei Akatholiken ſchon die Scheidung 


Frage. 


behauptete, 


| 
Die Gemeinde J. anerkannte ihre Zuſtändigkeit nicht, indem fe 
daß die Aufnahme in den öſterr. Staatsverband und in 


obige Wirkung nach ſich ziehe oder erſt die wirkliche Trennung der 
Ehe. (S 115 a. b. G. B.) a 
Das Miniſterium des Innern hat unterm 31. Mai 1876, 


3. 6359 der Statthalterei in Wien exöfjnet, „daß der mit feinen Erlaſſe 
vom 19. Februar 1876, 3. 531 erfolgte Ausſpruch, wornach die 
Verleihung des Staatsbürgerrechtes an einen Fremden ſich auf deſſen 
gerichtlich geſchiedene Ehegattin nicht erſtreckt, auch auf Akatholiken 
Anwendung zu finden hat. 


Anmerkung des Einſenders: 


Zur näheren Beleuchtung der Frage wollen wir die rückſichtlich 
derſelben in juriſtiſchen Kreiſen herrſchenden ſich gegenüber ſtehenden 
Anſichten hier kurz ſkizzirt anführen. 

Die eine Anſicht lautet, wie folgt: 

Mit Rückſicht auf die SS 92, 103 bis 110 a. b. G. B., 
dann Hofdecret vom 23. Februar 1833, Nr. 2595 J. G. S. müſſe 
angenommen werden, daß die Verleihung der öſterr. Staatsbürgerſchaft 
au einen Fremden ſich auch auf deſſen gerichtlich geſchiedene Ehefrau 
erſtrecke, und daß daher die ſeit 25. Jänner 1869 von ihrem Gatten 
Otto H. geſchiedene Dorothea H. durch die im Jahre 1870 Erſterem 
verliehene Staatsbürgerſchaft gleichfalls öſterreichiſche Staatsbürgerin 
geworden ſei; denn, da die Scheidung von Tiſch und Bett nur die 
eheliche Gemeinſchaft aufhebt, ſonſt aber alle Wirkungen der Ehe, alſo 
auch die, daß die Frau die Rechte des Standes ihres Mannes genießt, 
beſtehen läßt, ſo iſt Dorothea H. durch Verleihung der öſterr. Staats⸗ 
bürgerſchaft an ihren Mann öſterr. Staatsbürgerin geworden. Es iſt 
hiebei nach öſterr. Rechte ganz ohne Einfluß, ob die gerichtliche Scheidung 
eine einverſtändliche war oder nicht, und welcher chriſtlichen Eonfeſſion 
die Ehegattin angehört. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ergiebt ſich 
auch aus § 110 a. b. G. B., nach welchem es geſchiedenen Ehegatten 
jederzeit freiſteht, ſich wieder zu vereinigen. Ein möglicherweiſe vorüber⸗ 
gehender, ohne jede behördliche Mitwirkung zu behebender Zuſtand 
kann für die Staatsbürgerſchaft wohl nicht entſcheidend ſein. Allerdings 
laſſe fi nicht verhehlen, daß die dargelegte Natur des civilrechtlichen 
Verhältniſſes in den Beſtimmungen des Heimatgeſetzes nicht zum conſe⸗ 
quenten Ausdrucke gelangt iſt. Allein obige Auffaſſung ſteht auch mit 
dem Heimatsgeſetze vom 3. December 1863, R. G. Bl. Nr. 105 in 
keinem unlösbaren Widerſpruche. Es ſcheint nämlich, daß nicht der 
§ 11 dieſes Geſetzes bezüglich der Dorothea H. anzuwenden iſt, weil 
dieſer davon ſpricht, welche Wirkungen eine Veränderung in den Heimats⸗ 
rechten des Mannes auf die der Frau habe, und dieſe Geſetzesſtelle 
nur von inländiſchen Heimatsrechten handeln kann, indem ſie doch nicht 
in Beſtimmungen des internationalen Rechtes einzugehen hatte. 

Dieſer Anſicht entgegen wird die nachſtehende, die Miniſterial⸗ 
Entſcheidung vertheidigende Meinung vertreten: 

Der 8 92 des a. b. G. B. kann auf geſchiedeue Frauen nicht 
volle Anwendung haben, indem er in ſeinem zweiten Satz auch von 
Pflichten der Ehegattin ſpricht, von welchen bei geſchiedenen Frauen 
keine Rede ſein kaun. Ebenſo iſt auch die Berufung auf den § 110 
a. b. G. B. nicht zutreffend, weil nach demſelben die Wiedervereinigung 
geſchiedener Gatten, wenn ſie von rechtlicher Wirkung ſein ſoll, gericht— 
lich angezeigt werden muß, daher nicht geſagt werden kann, daß die 
Scheidung ein ohne jede behördliche Mitwirkung behebbarer Zuſtand 
ſei, und es wohl ganz natürlich und leicht begreiflich iſt, daß durch 
eine ſolche Wiedervereinigung als ein neu hinzukommendes Factum 
auch die Rechtslage der wiedervereinigten Gattin ſich ändert und ſie 
dadurch des Staatsbürgerſchaſtsrechtes ihres Mannes theilhaft wird. Das 
Staatsbürgerrecht iſt ein ſelbſtſtändiges öffentliches Recht, welches die 
Rechte und Pflichten gegenüber der Geſammtheit des Staates umfaßt 
und daher nach ſtaatspolitiſchen Grundſätzen zu behandeln iſt, nicht aber 
als reines Privatrecht nur nach dem lediglich die Privatrechte und 
Pflichten der Einwohner eines Staates unter ſich beſtimmenden all⸗ 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuche oder gar nur nach den eherechtlichen 
Beſtimmungen des 2. Hauptſtückes, 1. Theil des a. b. G. B beurtheilt 
werden kann. Auch aus dem Hofdecrete vom 23. Februar 1833, wor⸗ 
nach die öſterr. Staatsbürgerſchaft von einer Ausländerin durch ihre 
Verehelichung mit einem öſterr. Staatsbürger erworben wird, folgt für 
die Entſcheidung der vorliegenden Frage nichts, weil die Dorothea H. 
nicht einen Oeſterreicher, ſondern einen Hannoveraner geheiratet und 
weil ſich die ſpäter erfolgte Einbürgerung des Letzteren nicht auf feine 
damals ſchon gerichtlich geſchiedene Ehefrau erſtreckt hat. Wenngleich 
zugegeben werden muß, daß die Beſtimmungen des a. b. G. B. zur 
zweifelloſen Entſcheidung der Frage nicht ausreichen, ſo ſcheint doch der 
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§ 11 des Heimatgeſetzes vom Jahre 1863, wornach bei einer Ver⸗ 
änderung in dem Heimatrechte die gerichtlich geſchiedene Ehefrau dem 
Ehemanne nicht folgt, die Anſicht, daß dieſelbe Ehefrau in die Staats⸗ 
bürgerſchaft nachfolge, ſchlagend zu widerlegen, weil ſie zu einem un⸗ 
lösbaren Widerſpruche mit dieſer Geſetzesbeſtimmung führt. Denn, wenn 
die gerichtlich geſchiedene Ehefrau eines Ausländers dadurch, daß ihrem 
Manne das öſterr. Staatsbürgerrecht verliehen wird, dieſes Recht 
erwirbt, ſo muß ſie des Heimatrechtes ihres Mannes in jener Gemeinde 
theilhaft werden, in welcher er zuſtändig wird. Ein Widerſpruch iſt es 
nun, wenn man die gerichtlich geſchiedene Gattin eines Mannes, welcher 
in einer öſterr. Gemeinde durch Aufnahme in den Heimatsverband das 
Heimatrecht erlangt, nach $ 11 des Heimatgeſetzes dieſem neubegründeten 
Heimatrechte ihres Gatten nicht folgen läßt, falls ihm das Staats⸗ 
bürgerrecht durch die Geburt eigen iſt; wenn man ſie dagegen 
folgen läßt, falls ihm das Staatsbürgerrecht verliehen 
wor den. Die bloße Verſchiedenheit der Rechtsquelle der Staatsbürger⸗ 
ſchaft in dem einen und anderen Falle vermag die Verſchiedenheit der 
Entſcheidung nicht zu motiviren. —1. 


Das Gemeindebürgerrecht kann nicht vertragsweiſe verliehen wer— 
den. Incompetenz des Civilforums zur Entſcheidung über die Er⸗ 
füllung eines ſolchen Vertrages. 


Mit Uebereinkommen vom 4. Februar 1857 wurde ſeitens der 
Gemeinde Röthis dem N. N., welcher in einer anderen Gemeinde zu⸗ 
ſtändig war, die Aufnahme als Bürger von Röthis gegen Zahlung der 
üblichen Einkaufstaxe, eventuell höchſtens für 50 fl. R. W. — wenn 
eine höhere Taxe ſeinerzeit beſtehen ſollte verſprochen, ſoferne 
der Bewerber im Gemeindegebiete einen Grundbeſitz erlangt haben 
werde, und N. N. nahm das Verſprechen ausdrücklich an und ver⸗ 
pflichtete ſich vorläufig, den Heimatsſchein ſeiner Zuſtändigkeitsgemeinde 
binnen acht Tagen beizubringen. In der Folge gelangte N. N. zu einem 
Anweſensbeſitz in Röthis und bewarb ſich bei der Gemeinde, unter Be⸗ 
zugnahme auf jenes Uebereinkommen vom 4. Februar 1857, um die 
Aufnahme in den Bürgerverband gegen Erlag des Betrages von 50 fl. R. W. 

„N. N. wurde von der Gemeindevertretung, welche zwiſchenzeitig 
gewechſelt hatte, abgewieſen, indem ſie keine Vertragspflicht anerkenne 
und den Bewerber nicht für würdig halte. 

Dem dagegen an den Landesausſchuß von Vorarlberg ergriffenen 
Recurſe wurde mit Entſcheidung vom 28. April 1875, Z. 677, keine 
Folge gegeben, indem einerſeits auf das ſouveräne Verleihungsrecht der 
Gemeinde kraft ihrer Selbſtbeſtimmung nach § 33 der Gem. O., und 
anderkeſel e auf die von den Streittheilen divergirenden Auffaſſungen 
des Uebereinkommens vom 4. Februar 1857 hingewieſen wurde. Dem 
Recurrenten wurde daher überlaſſen, aus dem vorgelegten Vertrage ſeine 
in Anſpruch genommenen Rechte vor dem zuſtändigen Richter zur Gel⸗ 
tung zu bringen. 

N. N. trat bei dem k. k. Kreisgerichte Feldkirch mit dem Klagebe⸗ 
gehren auf: „Die Gemeinde Röthis ſei ſchuldig, mir gegen Erlag einer 
Einkaufstaxe von 50 fl. R. W., das iſt 43 fl. 57 kr. ö. W., den 
Vollgenuß der Gemeinderechte in Röthis, reſp. der Activbürger von 
Röthis, jederzeit zu gewähren und Schadenerſatz zu leiſten, 
ſowie die Proceßkoſten zu vergüten.“ 

Die geklagte Gemeinde wendete unter Anderem die Incompetenz 
des Eivilrichters ein. 

Das k. k. Kreisgericht Feldkirch wies mit Urtheil vom 18. Dee. 
1875, Z. 1737, das Begehren ab mit dem Vorbehalte, daß Kläger 
ſein Recht auf Verleihung des Bürgerrechtes in der Gemeinde Röthis 
gegen Entrichtung der Einkaufstaxe von 50 fl. R. W. oder 43 fl. 
75 kr. 6. W. mittelſt abgeſonderter Klage geltend machen könne. 

In den Gründen war die Anſchauung vertreten, daß das Recht 
der Angehörigen oder Bürger dem Verkehre nicht entzogen ſei, indem ſolches 
von der Gemeinde verliehen und von den Bürgern vererbt werden, daher 
zwiſchen Gemeinden und Privaten nach 8 878 a. b. G. B. auch den Gegen⸗ 
ſtand eines entgeltlichen Vertrages bilden könne. Die Verleihung des Bürger⸗ 
rechtes durch Einkauf nach den 88 6 und 33 G. O. ſetze Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung, alſo einen Vertrag voraus. Inſoferne alſo dem ſtreitigen Ver⸗ 
hältniſſe ein Vertrag zu Grunde liege, ſei der Civilrichter zur Ent⸗ 
ſcheidung nach den Normen des bürgerl. Geſetzbuches competent. Die 
Klage ſei aber in anderer Richtung verfehlt, weil ſie nicht auf die Ver⸗ 

leihung des Bürgerrechtes aus dem Titel des Vertrages, ſondern auf 


die Gewährung des Vollgenuſſes der Rechte der Activbürger durch Ein⸗ 
kauf, alſo auf die Ausübung der Bürgerrechte gerichtet ſei. In dieſer 
Beziehung ſei das Civilforum nicht zuſtändig, denn die Geſtattung der 
Ausübung der Bürgerrechte, welche übrigens Kläger, der noch nicht 
Bürger ſei, nicht beſitze, ſei Sache der politiſchen Inſtanzen; auch ſei 
das geſtellte Begehren in der vorliegenden Form nicht executionsfähig. 
In Folge der Abweiſung des erſten Theiles des Begehrens wurde auch 
dem zweiten, der mit jenem in caufaler Verbindung ſteht, nicht ſtatt⸗ 
gegeben und mit Rückſicht auf dieſen Theil des Begehrens mit Urtheil 
erkannt. Da der Kläger ſein Recht auf Verleihung des Bürgerrechtes 
auf einen Vertrag ſtützt, ſei ihm das Recht vorbehalten, dieſes Recht 
mittelſt abgeſonderter Klage geltend zu machen. 

Ueber die Appellation des Klägers wurde vom k. k. Oberlandes⸗ 
gerichte für Tirol und Vorarlberg mit Decret vom 4. April 1876, 
Z. 1001, das Urtheil erſter Inſtanz und das ganze Verfahren unter 
Zuerkennung der Koſten der geklagten Gemeinde als null nnd nichtig 
behoben und die Klage zurückgeſtellt, dies: 

in der Erwägung, daß das Bürgerrecht ein öffentliches Recht 
und nicht nach den Vorſchriften des bürgerlichen Privatrechtes, ſondern 
nach den politiſchen Geſetzen zu beurtheilen iſt, welche beſtimmen, worin 
die Gemeinde⸗Mitgliedſchaft beſtehe und wem das Bürger⸗ oder das 
Heimatsrecht oder die Zuſtändigkeit in einer Gemeinde gebühre (8 1 
a. b. G. B.); 

in der Erwägung daß das Bürgerrecht auch nicht wie ein Pri⸗ 
vatrecht erworben oder veräußert werden kann, und daß der Umſtand, 
daß die Erwerbung des Bürgerrechtes in vielen Gemeinden an die 
Zahlung einer Einkaufstaxe gebunden iſt, an der Natur desſelben nichts 
ändert, weil die Verleihung immer nur durch die Rückſichten des öffent⸗ 
lichen Wohles beſtimmt werden darf; 

in der Erwägung, daß deshalb auch in dem vorliegenden Falle, 
in welchem behauptet wird, daß der Anſpruch auf die Erwerbung des 
Bürgerrechtes auſ einem Vertrage mit der Gemeinde beruhe, die Ent⸗ 
ſcheidung nicht dem Civilrichter zuſteht, zu deſſen Gerichtsbarkeit nur 
die Entſcheidung über Privatrechte, aber nicht über öffentliche Befugniſſe 
oder Verpflichtungen gehört, daß vielmehr die Gewährung des Bürgerrechtes 
immer und ausnahmslos den autonomen Corporationen nach Vorſchrift 
des Gemeindegeſetzes und die Gewährung der Heimatsberechtigung eben⸗ 
falls der Gemeinde und in ſtreitigen Fällen die Entſcheidung den politi⸗ 
ſchen Behörden nach Vorſchrift der Reichsgeſetze vom 5. März 1862 
und vom 3. Dec. 1863 zuſteht; 

in der Erwägung, daß deshalb die vorliegende Klage von Amts⸗ 
wegen zurückzuweiſen war, und daß eine Verhandlung und Entſcheidung 
darüber nach der Natur des Gegenſtandes vor dem Gerichte in rechts⸗ 
giltiger Weiſe nicht ſtattfinden konnte. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Eutſcheidung (Datum und 
Zahl fehlt) über den Reviſionsrecurs des Klägers lediglich aus den 
oberlandesgerichtlichen Motiven dieſen zurückgewieſen und die Entſchei⸗ 
dung der zweiten Juſtanz vollinhaltlich zu beſtätigen beſunden. Jur. Bl. 


. ee PET EEE — — —— 


Schutz einer bloß in Buchſtaben, Worten und dem k. k. Neichsadler 
beſtehenden Marke. 

Mit Entſcheidung des Bürgermeiſteramtes in B. vom 19. No- 
vember 1874, wurde erkannt, daß ein wiſſentlicher Eingriff der Zina 
Wilhelm Sch. und Comp. in B. in die regiſtrirten Rechte der Firma 
Guſtav Grau in B. durch Gebrauch der mit dem k. k. Reichsadler und 
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Ueber die Recurſe der beiden genannten Firmen hat die Landes⸗ 
regierung mit dem Erlaſſe vom 23. Februar 1875 die angefochtene 
Entſcheidung aufgehoben und erkannt, daß Sigmund Sch. und Comp., 
k. k. priv. Tuchfabrik in B. durch den Gebrauch einer mit dem k. k. 
Reichsadler und der Ueberſchrift „k. k. Tuchfabrik des Ignaz Grau in 
B.“, verſehenen Stampiglie und von den Namen „Ignaz Grau“ führen⸗ 
den Etiquetten, nachdem die von der Firma „Guſtav Grau“ bei der 
Handels⸗ und Gewerbekammer regiſtrirten Marken bloß in Buchſtaben, 
Worten und dem k. k. Reichsadler beſtehen und auf ſolche Marken nach 
§ 3 des Markenſchutzgeſetzes kein Alleinrecht erworben werden kann, ſich 
der ihnen von der Firma Guſtav Grau zur Laſt gelegten Uebertretung 
des Markenſchutzgeſetzes nicht ſchuldig gemacht haben und deßhalb der 
Firma „Wilhelm Sch. und Comp.“ die in Verfall erklärte Stampiglie 
ſammt Etiquetten ſoſort zurückzuſtellen ſind. 

Gegen dieſe Entſcheidung wurde der Miniſterialrecurs der Firma 
„Guſtav Grau“ eingereicht, und darin diegitte geſtellt, die Entſchei⸗ 
dung der Landesregierung zu cafſiren und den Erlaß des Bürgermeiſter⸗ 
amtes zu beſtätigen. 

Das Handelsminiſterium hat unterm 15. October 1875, Z. 27.797 
die Entſcheidung der Landesregierung aufgehoben und das Erkenntniß 
des Bürgermeiſteramtes in B. aufrecht erhalten. W. 


Löſchungszeitpunkt der Aerarial⸗Verſorgungsgebühr eines am 
2. oder einem ſpäteren Monatstage zur Verſorgung gelangenden 
Staatsdienerswaiſen. 


Das Miniſterium des Innern hat in der Angelegenheit unterm 
29. Jänner 1876, Z. 616 an die Statthalterei in Innsbruck nach⸗ 
ſtehenden Erlaß hinausgegeben: 

„Das Finanzminiſterium hat ſich unterm 10. Jänner 1876, 
3. 25.940 nach mit dem königl. ungariſchen Finanzminiſterium gepfloge⸗ 
nem Einvernehmen mit der Anſicht des Miniſteriums des Innern ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß die für Rechnung des diesſeitigen Civilpenſions⸗ 
Etat (Titel 1 und 2) oder eventuell für Rechnung der königl. ungar. 
Finanzen bewilligte Aerarial⸗Verſorgungsgebühr eines an dem zweiten 
oder einem ſpäteren Monatstage zu einer Verſorgung gelangenden 
Staatsdienerswaiſen im Sinne des Finanzminiſterial⸗Erlaſſes vom 
26. März 1874, 3. 7506/ F. M. ſtets mit Ende desjenigen Monates, 
in welchem die Verſorgung erfolgte, und nur dann mit einem früheren 
Tage dieſes Monats zu löſchen iſt, wenn derſelbe bereits mit der An⸗ 
weiſung als beſtimmter Erlöſchungstag im Vorhinein bezeichnet wurde. 
Hiernach iſt die Concretal⸗Penſton des noch unter dem Normalalter 
ſtehenden Bezirksvorſtehers⸗Waiſen Eduard G., da derſelbe am 9. Febr. 
1875 zum Militär aſſentirt wurde, nicht, wie die tiroliſche Finanz⸗ 
landesdirection meint, mit incl. 8. Febr. 1875, ſondern mit Ende des 
genannten Monates zu löſchen“. M. 


Verordnungen. 


Erlaß des Finanzminiſteriums an die Finauz⸗Direetion in Lnibach, ddo. 12. Mai 
1876, 3.2313, betreffend die Vemeſſung der Hauſirer-Exwerbſtener für die hauſiren⸗ 
den Bewohner bon Gottſchee, Reifnitz und Pöllandl. 


In Erledigung des Berichtes vom 1. Juni 1875, Z. 4688 wird der k. k. 


der Ueberſchrift „k. k. priv. Tuchfabrik des Ignaz Grau“ verſehenen Direction eröffnet: 

Stampiglie, ſowie der mit dieſer Bezeichnung verſehenen Etiquetten, 1. daß unter den in der Allerhöchſten Entſchließung vom 17. Jänner 
welche Stampiglie und Etiquetten die Firma Wilhelm Sch. und Comp. 1818 bezeichneten „Gottſcheer und Reifnitzer Unterthanen“, im Hinblick auf die 
bei der Erwerbung der Tuchfabrik nach Ignaz Grau übernommen habe, ſeither geänderten Verhältniſſe nur die Bewohner des gegenwärtigen Gerichts be⸗ 
im Sinne des § 18 des Markenſchutzgeſetzes vom 7. Dec. 1858, Nr. zirkes Gottfchee und der Ortsgemeinden Stockendorf, Tſchernoſchitz und Pöllandl, 
230 R. G. Bl. nicht angenommen werden kann, weil die Firma Wil- dann die Bewohner des gegenwärtigen Gerichtsbezirkes Reifnitz mit Ausnahme 
helm Sch. und Comp. ohne Kenntniß der von der Firma Guſtav Grau der Ortsgemeinde Strug, endlich die Bewohner der Ortsgemeinden Großlaſchitz, 
erwirkten Markenregiſtrirung ſich jener Stampiglie und Etiquetten zur St. Gregor und Luſchanje zu verſtehen find, 

Bezeichnung ihrer Wollwaaren Erzeugniffe bedient hat. Dagegen wurde 2. daß die mit dieſer Allerhöchſten Entſchließung den Gottſcheer⸗ und 
die vorgefundene Stampiglie mit dem Reichsadler und der Aufſchriſt: Reifnitzer Unterthanen zugeftandenen Begünſtigung des ermäßigten Erwerbſteuer⸗ 
„k. k. priv. Tuchfabrik des Ignaz Grau“, ſowie der Vorrath an ſatzes von 1 fl. 30 kr. C. M. nur bezüglich des Hauſirhandels mit den sub Ut. 
Etiquetten, welche nach dem Urtheile der Sachverſtändigen mit den von k. des 8 17 des Hauſirpatentes vom 4. September 1852, R. G. Bl. Nr. 252 
der Firma Guſtav Grau regiſtrirten vollkommen übereinstimmen, im | aufgezählten Gegenſtänden einzutreten, und 

Sinne des § 15 des Markenſchutzgeſetzes in Verfall erklärt und ſür 3. daß mit Rückſicht auf den Wortlaut der allerhöchſten Entſchließung und 
den beabſichtigten Zweck unbrauchbar gemacht. den in dem Hofkanzlei⸗Decrete vom 27. September 1822, Z. 26317, polit. Geſ.⸗ 


— 


Sammlung Jahrgang 1822, Nr. 112 in Anſehung der den Gottſcheer und Reif⸗ 
nitzer Unterthanen in Beziehung auf die Steuerpflicht gleichgehaltenen Hauſtrer 
von Tirol ausgeſprochenen Grundſatz, beim Uebertritte der erſteren in ein anderes 
Kronland zum Behufe des Fortbetriebes des Hauſirhandels der Hierortige Erlaß 
vom 29. Mai 1874, Z. 12975 in Anwendung zu kommen hat. 

Von den vorſtehenden Beſtimmungen werden gleichzeitig ſämmtliche 
Finanz⸗Landesbehörden verſtändigt und zugleich erwartet, daß die k. k. Direction 
der ungerechtfertigten Ausdehnung der vorerwähnten Steuerbegünſtigung, welche 
nach dem im Anſchluſſe mitfolgenden Auszuge eines von der dortigen Landes⸗ 
regierung unterm 3. Februar 1876, Z. 834 an das Miniſterium des Innern 
erſtatteten Berichtes platzgegriffen zu haben ſcheint, mit Entſchiedenheit entgegen- 
treten wird. 

In Betreff der von der Finanzdirection in Salzburg in der Zuſchrift 
vom 6. Juni 1875, Z. 3353 in Anregung gebrachten Frage wegen Auslegung 
des im 8 17 sub lit. f. des Hauſirpatentes enthaltenen Begriffes „Bewohnern 
von Gottſchee, Pöllandl und Reifnitz“ wird von Seite des diesfalls competenten 
Handelsminiſteriums die erläuternde Beſtimmung erfließen, wovon die k. k. Fi⸗ 
nanzdirection ſeinerzeit wird verſtändigt werden. 


Erlaß des Haudelsminiſteriums vom 17. Juni 1876, 3. 15.210 an ſämmtliche Landes- 

ſtellen, betreffend den territorialen Umfang der den Bewohnern von Gottſchee, Reifnitz 

und Pöllandl nach § 17 lit. £ des Hauſirgefetzes v. 4. Sept. 1852 zugeſtandenen 
Vegünſtigungen. 


Anläßlich einer Meinungsverſchiedenheit, welche zwiſchen der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in Gottſchee und den k. k. Finanzbehörden mehrerer Provinzen, 
insbeſondere der Finanzdirection in Salzburg über die Bemeſſung der Hauſirer⸗ 
erwerbſteuer für die hauſirenden Bewohner von Gottſchee, Reifnitz und Pöllandl 
in Krain, beziehungsweiſe über die Ausdehnung der diesfälligen in der Aller⸗ 
höchſten Entſchließung vom 17. Jänner 1818 begründeten Erleichterungen ſich er⸗ 
geben hat, iſt auch die Frage angeregt worden, ob die beſonderen Begünſtigungen 
welche nach 8 17 lit. k des Hauſirgeſetzes vom 4. September 1852, R. G. B. 252 
die Bewohner von Gottſchee, Reifnitz und Pöllandl genießen, nur den 
Bewohnern der Stadt Gottſchee, des Marktes Reifnitz und des Pöllandler 
Thales zukommen oder ob die Juſaſſen der ehemaligen Herrſchaften Gottſchee, 
Reifnitz und Pöllandl oder endlich die Gerichtsbezirke Gottſchee und Reifnitz mit 
dem Pöllandler Thale in dieſer Weiſe begünſtiget ſeien? 

In Betreff der erſterwähnten die Beſteuerung betreffenden Frage iſt von 
Seite des k. k. Finanzminiſteriums an die Finanzlandesdirection in Laibach eine 
Weiſung unterm 12. Mai d. J., Z. 2313 ergangen und ſind von dem Inhalte 
derſelben auch die übrigen Finanzlandesbehörden verſtändigt worden. 

Was dagegen den territorialen Umfang der den Bewohnern der Gegen⸗ 
den von Gottſchee, Reifnitz und Pöllandl nach 8 17 lit. k des Hauſirgeſetzes zu⸗ 
ſtehenden Begünſtigungen betrifft, jo eröffne ich der k. k... ... im Einver⸗ 
nehmen mit dem Miniſterium des Innern, daß auf dieſe Begünſtigungen nach 
dem Geiſte des erwähnten Geſetzes offenbar alle jene, aber auch nur jene Per⸗ 
ſonen Anſpruch haben, welche dieſe Begünſtigungen ſchon vor dem Zeitpunkte des 
Beginnes der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes theils geſetzlich, theils uſuell genoſſen 
haben, nämlich die Bewohner aller jener Gebietstheile, welche in den Jahren 
1814 bis 1849 die politiſchen Bezirke Gottſchee, Reifnitz und Pöllandl bildeten 
und über welche die genannten drei Herrſchaften in der Eigenſchaft als J. f. Be⸗ 
zirksobrigkeiten die Jurisdiction ausübten. Es find dies: 

a) die Bewohner des ganzen gegenwärtigen Gerichtsbezirkes Gottſchee; 

p) die Bewohner des heutigen Gerichtsbezirkes Reifnitz mit Ausnahme der 
Ortsgemeinde Strug; 

e) die Bewohner der im heutigen Gerichtsbezirke Großleſchitſch gelegenen Orts⸗ 
gemeinden Großleſchitſch, St. Gregor und Luſcharje; 

d) die Bewohner der Ortsgemeinden Stockendorſ, ferner jene des ganzen 
Pöllandlerthales (beſtehend aus den gegenwärtigen Ortsgemeinden Alten⸗ 
markt, Radenze Thal, Tſchöplach und Unterberg), endlich jene der Ortsge⸗ 
meinden Döblitſch, Oberch, Tanzberg und Butoraj; die sub d angeführten 
insgeſammt im heutigen politiſchen und Gerichtsbezirke Tſchernembl; 

e) die Bewohner der Ortsgemeinden Tſchermoſchnitz und Pöllandl im heutigen 
politiſchen und Gerichtsbezirke Rudolſswerth. 

Dagegen entbehrt die Ausdehnung dieſer Begünſtigung auf die ſämmt⸗ 
lichen Bewohner der gegenwärtigen Gerichtsbezirke Gottſchee und Reifnitz, ins be⸗ 
ſondere auf die Bewohner der Ortsgemeinde Strug im heutigen Gerichtsbezirke 
Reifnitz aller Berechtigung, indem dieſe Begünſtigung aus einer Zeit datirt, wo 
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die politiſche und gerichtliche Eintheilung gegenüber der gegenwärtigen eine we⸗ 
ſentlich verfchiedene war. 

Das Vorſtehende wolle die k. k.. ... den unterſtehenden Aemtern als 
Richtſchuur betreffs der Durchführung der in Rede ſtehenden Geſetzbeſtimmung 
entſprechend zur Kenntniß bringen. 

Insbeſondere iſt fernerhin darauf zu achten, daß die Heimatsbehörden 
erſter Inſtanz der dergeſtalt in Gemäßheit des Hauſirgeſetzes vom 4. September 
1852 begünſtigten Hauſirer ſich bei Ausfertigung der Hauſirpäſſe mit größter 

Genauigkeit an die vorſtehenden Beſtimmungen halten, demzufolge ſtets ſorg⸗ 
fältig erheben, ob der betreffende Hauſirpaßwerber aus einem Bezirkstheile ſtamme, 
deſſen Bewohner im Sinne des § 17 lit. f des Hauſirgeſetzes auf die dort nor⸗ 

mirte oder etwa außerdem auch noch auf die in der Allerhöchſten Entſchließung vom 

7. Jän. 1818 begründete Begünftigung Anſpruch haben und das Ergebniß dieſer 

Erhebung, eventuell mit der Angabe der Art der geſetzlichen Begünſtigung auf 

dem Hauſirpaſſe erfichtlich machen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 26. Juni 1876, 3. 6266, betreffend 
die Competenz zur Strafamtshandlung bei Nebertretungen der Maß- und Ge- 
wichtsordnung ſowie der Aichvorſchriften überhaupt. 


Ueber die von einer Landesſtelle mit Berufung auf das in der Gemeinde⸗ 
ordnung dem Gemeindevorſteher in Gemeinſchaft mit 2 Gemeinderäthen einge⸗ 
räumte Strafrecht wird der k. k. Statthalterei im Einvernehmen mit dem 
k. k. Handelsminiſterium eröffnet, daß die Strafamtshandlung erſter Inſtanz bei 
den Uebertretungen der Maß- und Gewichtsordnung ſowie überhaupt der in 
Betreff der Aichung erlaſſenen Geſetze und Verordnungen, inſoweit dieſe Ueber⸗ 
tretungen nicht durch das Strafgeſetz verpönt ſind, den Bezirkshauptmannſchaften 
und den als politiſche Bezirksbehörden fungirenden Gemeindeämtern der mit 
eigenen Statuten verſehenen Städte zuſtehe, weil die bezeichneten Geſetze und 
Verordnungen nicht Normen ſind, welche über einen Gegenſtand der Ortspolizei 
erlaſſen wurden. i 

Bezüglich einer weiteren Anfrage, welchem Fonde der Erlös aus der 
Verwerthung der auf Grund der Maß⸗ und Gewichtsordnung in Verfall er⸗ 
klärten Maße und Gewichte zuzuführen iſt, wird der k. k. Statthalterei bemerkt, 
daß dieſer Erlös ſowie das Strafgeld der Gemeindearmencaſſe jenes Ortes zu⸗ 
zuführen iſt, in welchem die Uebertretung begangen wurde. 

Hievon ſind die k. k. Bezirkshauptmannſchaften und die gedachten Com⸗ 
munalbehörden, erſtere mit dem Auftrage iu Kenntniß zu ſetzen, die weitere Ver⸗ 
ſtändigung an die Gemeindevorſtehungen zu erlaſſen und denfelde.. zu bedeuten, 
daß durch die in Rede ſtehende Strafcompetenz der politiſchen Behörden erſter 
Inſtanz die der Gemeinde im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe zukommende Auſſicht 
über Maß⸗ und Gewicht nicht berührt wird, und daß es ihre Aufgabe iſt, die 
in Ausübung dieſes Wirkungskreiſes wahrgenommenen Uebertretungen zur Kennt⸗ 
niß der Bezirkshauptmannſchaften zu bringen. 


= Te ei Tun er 


Perſonalieu. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzinſpector in Rohrbach Franz Ritter 
Brenner v. Felſach den Titel und Charakter eines Finanz⸗Oberinſpectors ver⸗ 
liehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten des Finanzminiſteriums 
Karl Fuchs taxfrei den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Dombaumeiſter in Salzburg Joſeph Weſſicken 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Alſred Conte Man⸗ 
zano zum Statthaltereiſeeretär im Küſtenlande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steueroberinſpector Franz Hubmann 
zum Finanzſecretär und den Steuerinſpector Wilhelm Bradel zum Steuerober⸗ 
inſpector in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Feodor Rößler zum 
Hauptſteuereinnehmer für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in. Innsbruck 
ernannt. 


Erledigungen. 


Conceptsprakticantenſtelle bei der k. k. Finanzdirection in Laibach mit 
600 fl. Adjutum jährlich, bis Ende September (Amtsbl. Nr. 199.) 

Zwei Conceptsprakticantenſtellen bei der k. k. kärnt. Landesregierung 
mit Adſuten von jährlich 500 fl., bis Mitte September (Amtsbl. Nr. 200.) 

Zwei Statthalterei⸗Secretärsſtellen bei der k. k. böhmiſchen Statthalterei 
mit der achten Rangsclaſſe und 

Eine Bezirkscommiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe. bis 10. Sep⸗ 
tember (Amtsbl. Nr. 202) 

Eine Aſſiſtentenſtelle beim k. k. Landeszahlamte in Salzburg mit der 
eilften Rangsclaſſe, bis Ende September (Amtsbl. Nr. 203.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


